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Verordnung 
über den Erlaß von Dienstordnungen für deutsche Angestellte und Arbeiter 
der öffentlichen ‚Verwaltungen und Betriebe im Generalgouvernement. 

Vom 15. April 1944. 


Auf Grund des $ 5 Abs. 1 des Erlasses des Führers | bedingungen im Rahmen der bestehenden Ver- 
5 o > 


vom 12. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2077) 
verordne ich: 
§ 1 

(1) Der Staatssekretär der Regierung des General- 
gouvernements wird ermächtigt, für die deutschen 
Angestellten und Arbeiter der öffentlichen Ver- 
waltungen und Betriebe im Generalgouvernement 
Dienstordaungen zu erlassen, die neben Bestim- 
mungen über die Ordnung und das Verhalten der 


Beschäftigten im Dienst Regelungen der Arbeits- 
Krakau, den 15. April 1944. 


ordnungen und Tarifordnungen enthalten können. 
(2) Die Ermächtigung nach Abs. 1 erstreckt sich 
nicht. auf den Geschäftsbereich des Höheren 44- 
und Polizeiführers im 'Generalgouvernement — 
Staatssekretär für das Sicherheitsw esen — und den 
Geschäftsbereich der. Hauptabteilungen Eisen- 
bahnen und Post in Ir Regierung des General- 
gouvernements. 
S 2 


S 
am 1. Mai 1944 in Kraft. 


Diese Verordnung tritt 


Der Generalgouverneur 
Frank 


Verordnung 
zur Änderung der Verordnung über die Gewährung von Kinderbeihilfe an; Deutsche 


N im Generalgouvernementi. 


Vom 15. April 1944. 


Auf Grund des § 5 Abs. 1 des E SEN s des Führers 
vom 12. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2077) 
verordne ich: 


E Artikel I. 

$ 5 der Verordnung, über die Gewährung von 
Kinderbeihilfe an Deutsche im Gener 'algouverne: 
ment vom 10.März 1942 (VBIGG“ S. 125) erhält 

folgende Fassung: He 

»S 5 
Haushaltszugehörigkeit. 

(1) Zum Haushalt einer beihilfeberechtigten 
Person gehören minderjährige Kinder dann, 
wenn. sie nach der Einkommensleuerverord- 


Krakau, den 15. April 1944. 


nung für Deutsche vom 29. Juni 1943 (VBIGG. 
S. 323) und den dazu ergangenen Vorschriften 
und Bestimmungen zum Haushalt eines Bei- 
hilfeberechtigten gehören. 


(2) Für minderjährige Kinder, die in der 
Land- oder Forstwirtschaft oder als Haus- 


gehilfinnen in der Hauswirtschaft tätig sind, 
kann Kinderbeihilfe auch gewährt werden, 
wenn sie nicht mehr zum Haushalt der bei- 
hilfeberechtigten Person gehören.“ 


Artikel. 


Diese Verordnung ist vom 1. April 1944 an an- 
zuwenden, 


Der Generalgouverneur 


Frank 6 
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Verordnung 
über die allgemeine landwirtschaftliche Berufsausbildung der deutschen Jugend 
im Generalgouvernement. 
Vom 19. April 1944. 


Auf Grund des $5 Abs. 1 des Erlasses des Führers 
vom 12. Oktober. 1939. (Reichsgesetzbl. I S. 2077) 
verordne ich: 

I. 
Berufsausbildung der Jungen. 
$1 

Die landwirtschaftliche Berufsausbildung der 
Jungen gliedert sich in die Landarbeitslehre und 
die Landwirtschaftslehre. 


Landarbeitslehre. 
ee 

(1) Die Landarbeitslehre ist eine Grundlehre für 
alle Arbeiten in der Landwirtschaft. Sie 
zwei Jahre und schließt mit der Landarbeits- 
prüfung ab. 
‚.(2) Der Landarbeitslehrling soll mindestens 
14 Jahre alt und den gesundheitlichen Anforderun- 
gen des landwirtschaftlichen Berufes gewachsen 
sein. 

(3) Von der Landarbeitslehre ist das erste Jahr 
im Landdienst der Hitlerjugend, das zweite Jahr 
in einem anerkannten Lehrbetrieb abzuleisten. 
Während der Landarbeitslehre ist die landwirt- 
schaftliche Berufspflichtschule oder Berufsvor- 
schule zu besuchen. Die fachliche Ausbildung über- 
wacht der Gouverneur des Distrikts (Abteilung 
Ernährung und Landwirtschaft). 


Landarbeitsprüfung. 
§ 3 

Die Landarbeitsprüfung wird von dem Gouver- 
neur des Distrikts (Abteilung Ernährung und Land- 
wirtschaft) durchgeführt. Besteht der Lehrling die 
Prüfung, so erhält er das Landarbeitszeugnis und 
erwirbt damit die Befugnis, sich Landarbeits- 
gehilfe zu nennen. 


Landwirtschaftslehre. 
§ 4 

(1). Die: Landwirtschaftslehre ist die praktische 
Berufsausbildung in der Landwirtschaft und dauert 
einschließlich des einjährigen Pflichtbesuches 
einer Fachschule zwei Jahre. A 

(2) Der Landwirtschaftslehrling soll mindestens 
16 Jahre alt und den gesundheitlichen Anforderun- 
gen des landwirtschaftlichen Berufes gewachsen 
sein. 

(3) Die Landwirtschaftslehre ist unter Leitung 
eines anerkannten Lehrherrn in einem landwirt- 
schaftlichen Betrieb abzuleisten. Über die Aner- 
kennung des Lehrherrn entscheidet der Gouverneur 
des Distrikts (Abteilung Ernährung und Landwirt- 
schaft). x 

(4) Zwischen dem Lehrherrn und dem Lehrling, 
‘an dessen Stelle im Falle der Minderjährigkeit der 
gesetzliche Vertreter tritt, ist ein Lehrvertrag 
abzuschließen, der der Genehmigung durch den 
Gouverneur des Distrikts (Abteilung Ernährung 
und Landwirtschaft) bedarf. 


Landwirtschaftsprüfung. 

s 5 Ma 
(1) Die Landwirtschaftsprüfung bildet den Ab- 
schluß der allgemeinen landwirtschaftlichen Berufs- 
ausbildung. Sie wird vor dem "Gouverneur des 


dauert 


Distrikts (Abteilung und Landwirt- 
schaft) abgelegt. 

(2) Für die Zulassung 
prüfung sind beizubringen: 

1. das Landarbeitszeugnis, 

2. der Lehrvertrag, è 

3. die Bescheinigung des Lehrherrn über die ab- 

geleistete Landwirtschaftslehre, { 

4. das Zeugnis der landwirtschaftlichen 

schule. 

(3) Besteht der Landwirlschaftslehrling die 
Prüfung, so erhält er das Landwirtschaftszeugnis 
und erwirbt damit die Befugnis, sich Landwirt- 
schaftsgehilfe zu nennen. 


Ernährung 


zur Landwirtschafts- 


"ach- 


II. 
Berufsausbildung der Mädchen. 
§ 6 
Die Berufsausbildung der Mädchen in der 
ländlichen Hauswirtschaft gliedert sich in die 


ländliche Hausarbeitslehre und die ländliche Haus- 
wirtschaftslehre. 


Ländliche Hausarbeitslehre. 
Set 

(1) Die ländliche Hausarbeitslehre ist eine all- ` 

gemeine Grundlehre für alle Arbeiten in der länd- 

lichen Hauswirtschaft. Sie dauert zwei Jahre und 

schließt mit der ländlichen Hausarbeitsprüfung ab. 

(2) Die Vorschriften des $ 2 Abs. 2 und 3 gelten 
entsprechend. 


Ländliche Hausarbeitsprüfung. 
§ 8 

Die ländliche Hausarbeitsprüfung wird von dem 
Gouverneur des Distrikts (Abteilung Ernährung 
und Landwirtschaft) durchgeführt. Besteht der 
Lehrling die Prüfung, so erhält er das ländliche 
Hausarbeitszeugnis und erwirbt damit die Befugnis, 
sich ländliche Hausarbeitsgehilfin zu nennen. 


Ländliche Hauswirtschaftslehre. 
ss 

(1) Die ländliche Hauswirtschaftslehre ist die 
praktische Ausbildung für die Bäuerin und für alle 
Berufe in der ländlichen Hauswirtschaft. Sie dauert 
einschließlich des einjährigen Pflichtbesuches einer 
Fachschule zwei Jahre. 

(2) Die Vorschriften des $ 4 Abs. 2 bis 4 gelten 
entsprechend. 


Ländliche Hauswirtschaftsprüfung. 
§ 10 

(1) Die ländliche Hauswirtschaftsprüfung bildet 
den Abschluß der allgemeinen Berufsausbildung 
in der ländlichen Hauswirtschaft. Sie wird vor dem 
Gouverneur des Distrikts (Abteilung Ernährung 
und Landwirtschaft) abgelegt. 

(2) Die Vorschriften des $ 5 Abs. 2 gelten ent- 
sprechend. 

(3) Besteht der Lehrling die Prüfung, so erhält 


‚er das ländliche Hauswirtschaftszeugnis und er- 


wirbt damit die Befugnis, sich ländliche Haus: 
wirtschaftsgehilfin zu nennen. 


‚der Landwirtschaftskammern ` in Distriktsagrar- 
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IH. Ernährung und Landwirtschaft im Einvernehmen 

Übergangsvorschrift À mit der Hauptabteilung Wissenschaft und Unter- 
5 5 i z . \ 
richt). 


$ 1i 
In besonderen Fällen kann der Gouverneur des 
Distrikts (Abteilung Ernährung und Landwirt- 
schaft) Bewerber zur Landwirtschaftsprüfung und 
Zui inducen re a ee sam mit der Hauptableilung Wissenschaft und 
Verordnung ($8$ 5 und 10) vorgesehenen Voraus- U nterricht und dem Amt für Jugend) wird ermäch- 
setzungen zulassen. Er kann ferner Mädchen | "8t Anordnungen zu dieser Verordnung zu er- 


Ermächtigung, 
S$ 12 

Die Regierung des Generalgouvernements (Haupt- 

abteilung Ernährung und Landwirtschaft gemein- 


gestatten, die Landarbeitslehre und Landwirt- lassen. $ 

schaftslehre nach Abschnitt I abzuleisten. Die Inkrafttreten. 

grundsätzlichen Richtlinien hierzu erläßt die Re- § 13 

gierung des Generalgouvernements (Hauptabteilung Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1944 in Kraft. 


Krakau, den 19. April 1944. 
Der Generalgouverneur 
Frank 


Anordnung 


zur Änderung der Anordnung über die Umwandlung der Landwirtschaftskammern 
in Distriktsagrarbüros. 


Vom 6. April 1944. 


Auf Grund der Verordnung. über die Verein- „Die Distriktsagrarbüros werden dem Amt 
fachung der Verwaltung des Generalgouvernements des Distrikts (Abteilung Ernährung und Land- 
IR pi AAN\ 1 . . “. . . 
vom 19. August 1942 (VBIGG. S. 450) ordne ich an: wirtschaft) unterstellt und führen die ihnen 
: 53 Poa sta: 13 oa y urch.“ x 
KErIKERT übertragenen staatlichen Aufgaben- durch 


« 9 der / o il -die J 15 o x x 
§ 1 Satz 2 der Anordnung über die Umwandlung Artikel 
büros vom 3. Juli 1943 (VBIGG. S. 311) erhält Diese Anordnung ist vom 1. April 1944 an an- 


o de 3 ; “anzuwenden. 
folgende Fassung: wenden 
di 


Krakau, den 6. April 1944. 3 


Der Staatssekretiir der Regierung 
f des Generalgouvernements 7 
In Vertretung 
Dr.Boepple 


Neunte Anordnung 
zur Eisenbahn-Verkehrsordnung für das Generalgouvernement (EVOGG). 
Vom 6. April 1944. 


Auf Grund des $ 2 Abs. 4 der durch die Ver- Eisenbahn das Gut auch von einem Unter- 


ordnung vom 30. September 1941 (VBIGG. S. 726) 'wegsbahnhof an den Absender zurück- 
eingeführten Eisenbahn-Verkehrsordnung für das senden, ohne dessen Anweisung einzuholen.“ 
Generalgouvernement (EVOGG) wird angeordnet: 2. Im $ 80 wird als neuer Abs. 3a eingefügt: 
v şı _»(8a) Wird infolge einer, Feindeinwirkung 
: . à die ordnungsgemäße Abwicklung des Ver- 
Die Eisenbahn-Verkehrsordnung für das General- kehrs durch 'Güteranhäufungen gefährdet 
gouvernement (EVOGG) wird vorübergehend wie und ist der Empfänger nicht zu ermitteln 
folgt ergänzt: ‘oder nicht in der Lage, das Gut anzunehmen, 
Ä ; s so k TRUE z 
1. Im § 73 wird als neuer Abs. 2a eingefügt: so kann die Eisenbahn das Gut an den Ab 
RER, 7 NH Hl sender zurücksenden, ohne dessen Anwei- 
„(2a) Wird infolge einer Feindeinwirkung PO AS 
3 i 3 KAY MaS sung einzuholen. 
die ordnungsgemäße Abwicklung des Ver- 
kehrs durch Güteranhäufungen gefährdet und $2 
die Weiterbeförderung eines Gutes bis zum Diese Anordnung tritt am Tage der Verkündung 
Bestimmungsbahnhof behindert, so kann die | jn Kraft. 


Krakau, den 6. April 1944. 


Regierung des Generalgouvernements 
Hauptabteilung Eisenbahnen 


Gerteis 
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Anordnung ' 
über die Metallmobilisierung im Generalgouvernement. 


Vom 13. April 1944. 


Auf Grusid des $ 1 Abs. 3 der Verordnung über 
die Warenhewirtschaftungim Generalgouvernement 
vom 2. März 1944 (VBIGG. S. 103) wird angeordnet: 


$1 Ber 


` 


Gegenstand der Metallmobilisierung, 

(1) Zur Durchführung kriegs- und lebenswichtiger 
Aufgaben werden Erzeugnisse sowie Roh-, Halb- 
und Abfallmaterial aus Metallen nach Maßgabe der 
folgenden Vorschriften erfaßt, eingezogen und der 
Verwertung zugeführt (Metallmobilisierung). 


(2) Metalle im Sinne des Abs. 1 sind die in der 
Anlage 1 der Anordnung Nr. 4 des Leiters der Be- 
wirtschaftungsstelle für Melalle im Generalgouver- 
nement über Lieferung, Bezug und Verbrauch von 
Metallen und Metallerzeugnissen vom 31. August 
1942 (VBIGG. S.620) aufgeführten Metalle und 
Metallegierungen. 


S-2 


Ausnahmen. 


Der Metallmobilisierung unterliegen nicht Be- 
triebsanlagen, “Betriebseinrichtungen, Betriebs- 
mittel und sonstige Gegenstände ganz oder teil- 
weise aus Metall, soweit sie im Gebrauch der Wehr- 
macht und Waffen-44 sowie der 44 und Polizei 
stehen, mit Ausnahme von Gebäude-, Haushalts- 
und Büroeinrichtungen. 


S 3 


Ermächtigung der Bewirtschaftungsstelle 
für Metalle im Generalgouvernement. 


Die Bewirtschaftungsstelle für Metalle im Ge- 
neralgouvernement trifft mit Zustimmung der Re- 
gierung des Generalgouvernements (Hauptabteilung 
Wirtschaft) und im Einvernehmen mit der Bewirt- 
schaftungsstelle für Alt- und Abfallstoffe im Ge- 
neralgouvernement alle zur Durchführung der Me- 
tallmobilisierung erforderlichen Maßnahmen. Sie 
erläßt insbesondere nähere Bestimmungen über die 
Reihenfolge, den Umfang und den Zeitpunkt der 
einzelnen Maßnahmen sowie über den Einsatz und 
das Verfahren der Vertrauenshändler, Mittelhändler 
und Sammler. 

§ 4 


Mit der Durchführung beauftragte Stellen. 

(1) Das der Metallmobilisierung unterliegende 
Metall wird von behördlich zugelassenen Ver- 
trauenshändlern erfaßt, eingezogen und der Ver- 
wertung zugeführt. Die Vertrauenshändler haben 


Krakau, den 13. April 1944. 


4 


insoweit den Weisungen. der Bewirtschaftungsstelle 
für Alt- und Abfallstoffe im Generalgouvernement 
und der Bewirtschaftungsstelle für Metalle im 
Generalgouvernement Folge zu leisten. 

(2) -Die Vertrauenshändler bedienen sich bei der 
Durchführung ihrer Aufgaben der behördlich zu- 
gelassenen Mittelhändler; diese können Sammler 
beauftragen. Y 


§5 
intschädigung für die Metallablieferung. 
r 

(1) Für die Ablieferung von Metallen im Rahmen 
der Metallmobilisierung kann eine Entschädigung 
oder Prämie gewährt werden. 

(2) Die Bewirtschaftungsstelle für Metalle im 
Generalgouvernement erläßt mit Zustimmung der 
Regierung des Generalgouvernements und im Ein- 
vernehmen mit sonstigen beteiligten Bewirt- 
schaftungsstellen nähere Bestimmungen über die 


Höhe der Entschädigung und die Art und Höhe 
der Prämie. 


86 
Vorbehalt weiterer Ausnahmen. 

Die Regierung des Generalgouvernements (Haupt- 
ableilung Wirtschaft) und mit deren Zustimmung 
die Bewirtschaftungsstelle für Metalle im General- 
gouvernement können in besonders begründeten 
Fällen weitere Ausnahmen von dieser Anordnung 
zulassen. 


$7 


` 


x Strafvorschrift. 

Wer es unternimmt, Metalle oder Metallerzeug- 
nisse, die der Metallmobilisierung unterliegen, der 
Erfassung, Einziehung oder Verwertung zu ent- 
ziehen, wer sonstige Handlungen begeht, die ge- 
eignet sind, die Durchführung der Metallmobili- 
sierung zu beeinträchtigen, oder wer zu einer solchen 
Handlung auffordert oder anreizt, wird vorbehalt- 
lich der Bestrafung nach sonstigen Vorschriften 
gemäß SS 9ff. der Verordnung über die Waren- 
bewirtschafltung im Generalgouvernement vom 
2. März 1944 (VBIGG. S. 103) bestraft. Den Straf- 
bescheid erläßt die Bewirtschaftungsstelle für Me- 
talle im Generalgouvernement. 

§ 8 


` 


Inkrafitreten._ 


Diese Anordnung tritt am Tage der Verkündung 
in Kraft. 


Regierung des Generalgouvernements \ 
Hauptabteilung Wirtschaft 


Dr. Emmerich 


Herausgegeben vondem Amt für Gesetzgebungin der Regierung des Generalgouvernements, Krakau20, Regierungsgebäude. 
Druck: Zeitungsverlag Krakau-Warschau G.m.b.H., Krakau, Poststraßel. Erscheinungsweise: Nach Bedarf. Bezugs- 
preis: Halbjährlich 13,— Zloty (6, RM.) einschließlich Versandkosten. Einzelnummern werden nach dem Umfang berechnet, 
und zwar beträgt der Preis je Blatt —,20 Zloty (—,10RM.), Bezieher im Generalgouvernement können den Bezugspreis auf das 
Pı.stscheckkonto Warschau Nr. 400, Bezieher im Deutschen Reiclı auf das Postscheckkonto Berlin Nr.4] 800 einzahlen. A us- 


lieferung: Für dasGeneralgouvernement und für das Deutsche Reich durch die Auslieferungsstelle des Verordnungsblattes, 


Krakau 1, Postschließfach 110. Geschäftsräume der Auslieferungsstelle: Krakau, Universitätsstraßeil6. Zitierweise: VBIGG, 
(früher: Verordnungsblatt GGP. V/II). 


